
Bekanntmachung des Amtes Bad Oldesloe-Land 
 

Bekanntmachung zur Datenübermittlung der Meldebehörden an die Bundewehr 
 

Seit dem 01. Juli 2011 gelten die Regelungen nach § 15, § 24 a und 24 b 
Wehrpflichtgesetz (WPflG) nur noch im Spannungs- oder Verteidigungsfall.  Die 
Erfassung von Wehrpflichtigen wird daher seit dem 01. Juli 2011 ausgesetzt.  
 
Mit der Änderung des Melderechtsrahmengesetzes vom 01. Juli 2011 ist das  
Amt Bad Oldesloe-Land  verpflichtet jährlich auf die Widerspruchsmöglichkeit gegen die 
Datenübermittlung gemäß § 58 c Soldatengesetz hinzuweisen.  
 
Nach § 54 des Wehrpflichtgesetzes können sich Frauen und Männer, die Deutsche im 
Sinne des Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten.  

 
Gemäß § 58c Abs. 1 des Soldatengesetz (SG) übermitteln die Meldebehörden dem 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr zum Zwecke der 
Übersendung von Informationsmaterial jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 

1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 

 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen nach  § 58 c Abs. 1 Satz 1 
Soldatengesetz (ab 01.11.2015 auch gemäß § 36 Abs. 2 Bundesmeldegesetz (BMG)) 
widersprochen haben.  
 
Nach § 36 Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes wird darauf hingewiesen, dass die 
Personen, die im Kalenderjahr 2022 das achtzehnte Lebensjahr vollenden, der 
Datenübermittlung im Rahmen des § 58c Soldatengesetz widersprechen können. 
 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift gegenüber dem 
 

Amt Bad Oldesloe-Land 
-Der Amtsvorsteher- 

Louise-Zietz-Straße 4 
23843 Bad Oldesloe 

 
bis zum 25. Januar 2021 zu erklären. 
 
 
Bad Oldesloe, den 20.11.2020               Amt Bad Oldesloe-Land 

    -Der Amtsvorsteher- 
 
 
 
 


